
 
 

 

 

 
Bern, 11. August 2021 
 
 
Adressaten: 
die politischen Parteien 
die Dachverbände der Gemeinden, Städte und Berggebiete 
die Dachverbände der Wirtschaft 
die interessierten Kreise 
 
Übernahme und Umsetzung der Verordnungen (EU) 2021/1133 und (EU) 
2021/1134 zur Reform des Visa-Informationssystems (Weiterentwicklungen des 
Schengen-Besitzstands) sowie Änderung des Ausländer- und Integrationsge-
setzes (AIG); 
 
Eröffnung des Vernehmlassungsverfahrens 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
 
Der Bundesrat hat am 11. August 2021 das EJPD beauftragt, bei den Kantonen, den 
politischen Parteien, den gesamtschweizerischen Dachverbänden der Gemeinden, 
Städte und Berggebiete, den gesamtschweizerischen Dachverbänden der Wirtschaft 
und den interessierten Kreisen ein Vernehmlassungsverfahren durchzuführen zur: 
- Genehmigung und Umsetzung der Notenaustausche zwischen der Schweiz und 

der EU betreffend die Übernahme der Verordnungen (EU) 2021/1133 und (EU) 
2021/1134 zur Reform des Visa-Informationssystems und der damit verbundenen 
Bedingungen für den Zugang zu anderen EU-Informationssystemen für VIS-Zwe-
cke (Weiterentwicklungen des Schengen-Besitzstands) sowie 

- Änderung des Ausländer- und Integrationsgesetzes für den Zugriff der EZV als 
Strafverfolgungsbehörde auf den gemeinsamen Speicher für Identitätsdaten (CIR) 
und den Zugang zu den damit verbundenen EU-Informationssystemen (EES, 
ETIAS, VIS). 

Die Vernehmlassungsfrist dauert bis zum 18. November 2021. 
Seit 2011 ist das Visa-Informationssystem (VIS) die technische Lösung, um das Vi-
sumverfahren für einen kurzfristigen Aufenthalt zu erleichtern und es den Visum-, 
Grenz-, Asyl- und Migrationsbehörden zu ermöglichen, schnell und wirksam die not-
wendigen Informationen über visumpflichtige Drittstaatsangehörige zu prüfen. Über 
das VIS, das die Konsulate der Schengen-Staaten weltweit sowie alle Aussengrenz-
übergangsstellen miteinander vernetzt, werden biometrische Daten (Fotografie und 
Abdrücke der zehn Finger) zu Identifizierungs- und Überprüfungszwecken abgegli-
chen. 
Mit den vorliegenden zwei EU-Verordnungen wird das VIS reformiert, um neuen Her-
ausforderungen in der Visa-, Grenz- und Sicherheitspolitik besser gerecht zu werden. 
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Die meisten Änderungen sind im Wesentlichen technischer Art, beispielsweise die An-
bindung des VIS an bestehende und künftige IT-Systeme. Die vorgenommenen Ände-
rungen erweitern den Zweck, die Funktionalität und die Zuständigkeiten des VIS ledig-
lich in sehr begrenzter Weise. 
Sämtliche Änderungen lassen sich wie folgt zusammenfassen: 

− Herabsetzung des Alters für die Abnahme von Fingerabdrücken bei Kindern von 
zwölf Jahren auf sechs Jahre und Befreiung von dieser Verpflichtung für Personen 
über 75 Jahre; 

− Registrierung und Kontrolle von nationalen Daten über Visa neu auch für einen 
längerfristigen Aufenthalt einschliesslich biometrischer Daten sowie der verschie-
denen Aufenthaltsdokumente (Aufenthaltstitel sowie Legitimationskarten) im VIS 
und Gewährleistung der Interoperabilität bezüglich dieser Daten; 

− Erweiterung des Zwecks des VIS neu auch zur Rückkehr von Personen, welche 
die Voraussetzungen für die Einreise bzw. den Aufenthalt im Schengen-Raum nicht 
erfüllen; 

− Aufnahme von Kopien der Reisedokumente von Schengen-Visumgesuchstellerin-
nen und -gesuchstellern in das VIS und Erfassung von Gesichtsbildern direkt vor 
Ort; 

− Anpassung des Zugangs zu VIS-Daten für nationale Gefahrenabwehr- und Straf-
verfolgungsbehörden sowie für Europol und ein erweiterter Zugang für den Asylbe-
reich; 

− Einrichtung eines Zugangs für Beförderungsunternehmen zur Überprüfung von 
Reisegenehmigungen und Ausbau anderer technischer Komponenten. 

Die Massnahmen tragen dazu bei, die Sicherheit innerhalb des Schengen-Raums und 
an den Aussengrenzen zu verbessern, legalen Reisenden das Überschreiten der Aus-
sengrenzen, das freie Reisen und den Aufenthalt im Schengen-Raum ohne Binnen-
grenzkontrollen zu erleichtern und das Management der Schengen-Aussengrenzen zu 
vereinfachen. 
Die vorliegenden EU-Verordnungen enthalten Bestimmungen, die direkt anwendbar 
sind. Einige Punkte sind jedoch zu konkretisieren (Vorlage 1), sei dies im Ausländer- 
und Integrationsgesetz (AIG), im Bundesgesetz über das Informationssystem für den 
Ausländer- und den Asylbereich (BGIAA) sowie im Bundesgesetz über die polizeili-
chen Informationssysteme des Bundes (BPI). 
Ferner wird eine Anpassung des AIG beantragt (Vorlage 2), womit die EZV als Straf-
verfolgungsbehörde den Zugriff auf den CIR und den Zugang zu den damit verbunde-
nen EU-Informationssystemen (EES, ETIAS, VIS) erhalten soll. Die EZV ersuchte be-
reits im Rahmen der Vernehmlassung zur Übernahme und Umsetzung der Rechts-
grundlagen für die Herstellung der Interoperabilität zwischen den EU-Informationssys-
temen in den Bereichen Grenze, Migration und Polizei (Verordnungen [EU] 2019/817 
und [EU] 2019/818; IOP-Verordnungen) in ihrer Funktion als Strafverfolgungsbehörde 
im Sinne von Artikel 22 der IOP-Verordnungen um einen Abfragezugriff auf den CIR 
sowie den Zugang auf die Untersysteme EES, ETIAS und VIS. Um mehr Zeit zu haben, 
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um die rechtlichen Details klären zu können und weil sich die Vernehmlassungsteil-
nehmer nicht zum Abfragezugriff der EZV äussern konnten, wurde entschieden, die 
Frage des Zugriffs der EZV auf den CIR im Rahmen der IOP-Vorlage auszusparen 
und hierzu im Rahmen der Übernahme und Umsetzung der vorliegenden zwei VIS-
Vorlagen die notwendigen Anpassungen vorzusehen. 
Mit dem vorliegenden Schreiben unterbreiten wir Ihnen den Entwurf des Bundesbe-
schlusses über die Genehmigung und Umsetzung der Notenaustausche zur Über-
nahme und Umsetzung dieser EU-Verordnungen sowie zur Änderung des AIG zur 
Stellungnahme. 
Die Vernehmlassungsunterlagen können bezogen werden über die Internetadresse: 
Vernehmlassungen laufend (admin.ch). 
Wir sind bestrebt, die Dokumente im Sinne des Behindertengleichstellungsgesetzes 
(BehiG; SR 151.3) barrierefrei zu publizieren. Wir ersuchen Sie daher, Ihre Stellung-
nahmen, wenn möglich, elektronisch (bitte nebst einer PDF-Version auch eine 
Word-Version) innert der Vernehmlassungsfrist an folgende E-Mail-Adressen zu sen-
den: 

chantal.perriard@sem.admin.ch und sandrine.favre@sem.admin.ch 

Bitte geben Sie uns für allfällige Rückfragen auch eine Kontaktperson und deren Ko-
ordinaten an. 
Für Rückfragen und allfällige Informationen stehen Ihnen Frau Chantal Perriard (Tel. 
058 465 85 99) und Frau Sandrine Favre (Tel. 058 465 85 07) zur Verfügung. 

Freundliche Grüsse 

 

Karin Keller-Sutter 
Bundesrätin 
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